
22 Dienstag, 6. Februar 2024Wirtschaft

Die teure Kinderbetreuung in der Schweiz
ist ein Standortnachteil
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf solle verbessert werden, fordern Wirtschaftsvertreter

MICHAEL FERBER

Für berufstätige Eltern ist es oft eine
grosse Herausforderung, die Kinder
während der Arbeitszeit betreuen zu
lassen. Bei vielen Familien helfen die
Grosseltern mit, und die Eltern reduzie-
ren ihreArbeitspensen. In derVorschul-
zeit sind indessen auch Kindertagesstät-
ten (Kitas) sehr wichtig.

Doch die Betreuung von Kindern
in der Kita in der Schweiz gilt im inter-
nationalen Vergleich als teuer – selbst
wenn man sie in Relation zu den hohen
Löhnen hierzulande setzt.

Zu diesem Ergebnis kommt zu-
mindest die 2021 veröffentlichte Stu-
die «Where do rich countries stand on
childcare?» von Unicef, dem Kinder-
hilfswerk der Vereinten Nationen. Für
Mittelklasse-Eltern sei Kinderbetreu-
ung unter 41 Ländern in Irland,Neusee-
land und der Schweiz am wenigsten er-
schwinglich, heisst es darin. Um die Be-
treuung von zwei Kindern zu bezahlen,
müsse ein Paar zweier Durchschnittsver-
diener zwischen einem Drittel und der
Hälfte eines Lohnes der beiden Partner
aufwenden.

130 Franken am Tag

Eine Studie der Grossbank Credit Suisse
aus dem Jahr 2021 analysiert die Kin-
derbetreuungskosten in der Schweiz in
einem regionalenVergleich. Laut dieser
zahlten Eltern mit höheren Einkommen
in Bern,Zug und Zürich ammeisten für
einen Platz ihrer Kinder in einer Kinder-
tagesstätte, die Median-Tarife lagen bei
130 beziehungsweise 127 Franken pro
Tag. Geht ein Kind also drei Tage pro
Woche dort in eine Kita, fallen Kosten
von 1600 bis 1700 Franken pro Monat
an, bei zwei Kindern ist es das Doppelte.

Wie die Studie weiter ausführt, nah-
men 2021 rund 40 Prozent der Schwei-
zer Haushalte externe Kinderbetreuung
in Anspruch. Als einer der Gründe da-
für, dass der Prozentsatz nicht höher lag,
gelten die Kosten.

Die Studie der Credit Suisse unter-
sucht die Situation in 194 Schweizer
Gemeinden. Laut der Studie hatten
2021 die Westschweizer Kantone Genf
und Neuenburg die günstigsten Eltern-
tarife. Am teuersten war die Kinder-
betreuung in den Zentralschweizer
Kantonen sowie in Basel-Stadt, Zürich
und Solothurn.

Wenige Subventionen

Es gibt verschiedene Gründe, weshalb
die Kosten für die Betreuung von Kin-
dern im Vorschulalter in der Schweiz
vergleichsweise hoch sind.

� Weniger Subventionen als in ande-
ren Ländern: Dies liegt zunächst ein-
mal daran, dass in der Schweiz in der
Regel eine höhere finanzielle Betei-
ligung der Eltern verlangt wird als in
anderen Ländern. «In den meisten
Ländern wird einfach breiter subven-
tioniert als in der Schweiz», sagt Marco
Salvi, Senior Fellow beim Think-Tank
Avenir Suisse. In der Schweiz engagiert
sich der Staat gezielter: Subventionen
sind stärker einkommensabhängig.
Dafür bleibt den Arbeitnehmern aber
«mehr netto vom Brutto» als in vielen
anderen Ländern.

Wie die CS-Studie ausführt, ist die
Subventionierung Aufgabe des jewei-
ligen Kantons und/oder der Gemein-
den. Kinderbetreuung liegt in deren
Zuständigkeitsbereich, der Bund über-
nimmt eine untergeordnete Rolle. Bei
den Subventionssystemen herrsche ein
«wirres Durcheinander», da die Finan-
zierungsformen und die Zuständigkeits-
stufen unterschiedlich seien. So können
die Kosten für die Kinderbetreuung auf
Gemeindeebene und sogar innerhalb
der Gemeinden stark variieren.

Kindertagesstätten, in denen Kinder
im Vorschulalter betreut werden, sind

in der Schweiz zumeist privat betrieben
und werden zu grossen Teilen durch die
Zahlungen der Eltern finanziert. Güns-
tiger wird die Betreuung im Allgemei-
nen, sobald die Kinder in den Kinder-
garten kommen.Dies ist in der Regel im
Alter von vier Jahren der Fall – was im
internationalen Vergleich eher spät ist.

� Höhere Löhne und höhere Mie-
ten: Dass die Löhne und Mieten in
der Schweiz höher seien als in anderen
europäischen Ländern, dürfte ebenfalls
ein Grund für die höheren Kosten der
Kinderbetreuung sein, sagt Salvi. Da-
bei ist zu beachten, dass es letztlich
die Eltern sind, die einen Grossteil der
Löhne der Kita-Angestellten bezahlen.

Dass die Kita für diese teuer wirkt,
heisst nicht, dass Kita-Angestellte viel
verdienen. Jedenfalls ist die Fluktua-
tion hoch. Laut Maximiliano Wep-
fer vom Verband Kinderbetreuung
Schweiz (Kibesuisse) ist die Austritts-
quote von Mitarbeitenden in der fami-
lienergänzenden Bildung und Betreu-
ung mit 30 Prozent pro Jahr dreimal
höher als im Durchschnitt aller Bran-
chen. Laut einer Umfrage von Kibe-
suisse hat zudem im Jahr 2022 jede
dritte Kindertagesstätte in der Schweiz
Verluste geschrieben. LautWepfer sind
viele Kitas dazu gezwungen, in der täg-
lichenArbeit auf Personen ohne abge-
schlossene pädagogische Ausbildung
zurückzugreifen.

� Höhere Auflagen als in anderen
Ländern: Beim Aufwand für die Kin-
derbetreuung könnten auch die Kosten
von Auflagen beziehungsweise Regu-
lierungen relevant sein. «Diese spielen
bestimmt eine Rolle, aber keine heraus-
ragende», sagt Salvi von Avenir Suisse.
Auflagen wie etwa minimale Betreu-
ungsschlüssel gebe es in vielen ande-
ren Ländern auch. «Die Neigung zum
‹Swiss finish› ist aber tendenziell auch
in diesem Bereich spürbar», sagt er.Mit
«Swiss Finish» sind strengere Regeln im
Vergleich mit dem Ausland gemeint.
Dabei stellt sich allerdings die Frage, ob
dies nicht auch von den Eltern in der
Schweiz gefordert wird.

Gut Ausgebildete in Teilzeitjobs

Derweil ist in den vergangenen Jahren
Bewegung in die Diskussion über die
Kosten der Kinderbetreuung gekom-
men. Diese gelten als Standortnach-

teil, was auch Wirtschaftskreise hell-
hörig gemacht hat.Zusammenmit dem
Fachkräftemangel hat dies dafür ge-
sorgt, dass Rufe aus derWirtschaft nach
Änderungen lauter geworden sind.

So kritisiert der Schweizerische
Arbeitgeberverband die Rahmen-
bedingungen zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf in der Schweiz als
«nachweislich ungenügend».Dies zeige
sich unter anderem in der hohen Teil-
zeitaktivität und den tiefen Arbeits-
pensen von Müttern, sagt Simon Wey,
Chefökonom des Verbands.

Steuerliche Anreize setzen

Die Schweiz hat hinter den Niederlan-
den bei den Erwerbstätigen den zweit-
höchsten Teilzeitanteil in Europa. Bei
Frauen betrug dieser im Jahr 2022 rund
58 Prozent, bei Müttern sogar fast 80
Prozent. Statistiken zeigten, dass Müt-
ter überdurchschnittlich gut ausgebildet
seien und viele von ihnen gerne mehr
arbeiten würden, sagt Wey. Es fehlten
aber Betreuungsangebote im Vorschul-
und Schulbereich, um dieses brach-
liegendeArbeitskräftepotenzial zu akti-
vieren. Der Arbeitgeberverband sieht
zwar die Unternehmen in der Pflicht,
familienfreundliche Arbeitsbedingun-
gen zu schaffen und die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zu verbessern.

In einem Positionspapier fordert der
Verband indessen auch, dass der Staat
die Rahmenbedingungen in Form von
steuerlichen Anreizen sowie genügend
bezahlbaren Drittbetreuungsangebo-
ten für Kinder sicherstellt und finan-
ziert. Das so investierte Steuergeld
fliesse kurz- bis mittelfristig in Form
von höheren Steuereinnahmen von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern so-
wie mittel- bis längerfristig durch tie-
fere Sozialleistungen für Mütter und
Kinder in die Staatskasse zurück, be-
hauptet er.

Drücken sich die Arbeitgeber also
bei den Kita-Kosten, indem sie vor allem
nach staatlichen Subventionen rufen?
«Einzelne Vertreter der Arbeitgeber-
seite dürften versucht sein, die Kosten
eines höheren Subventionsanteils auf
die Allgemeinheit beziehungsweise die
Steuerzahler zu überwälzen», sagt der
Avenir-Suisse-Vertreter Salvi.

Es dürfe aber nicht vergessen wer-
den, dass alle Schweizer Unternehmen
die Eltern unterstützten, indem sie ver-
gleichsweise hohe Löhne zahlten, sagt

er.Viele Firmen – meist seien es Gross-
unternehmen – böten noch zusätzliche
Unterstützung bei der Kinderbetreu-
ung,weil sie sich dadurch erhofften, die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an-
zuziehen, die sie suchten.

Einige politische Vorstösse

Auf politischer Ebene gibt es derweil
mehrere Vorstösse zum Thema Kin-
derbetreuung. Da ist zum einen die
Volksinitiative «Für eine gute und be-
zahlbare familienergänzende Kinder-
betreuung für alle (Kita-Initiative)» der
SP. Diese will in die Verfassung schrei-
ben, dass jedes Kind ab demAlter von
drei Monaten bis zumEnde der Grund-
schule einen Anspruch auf eine fami-
lienergänzende Kinderbetreuung hat –
wenn die Eltern dieseAngebote inAn-
spruch nehmen wollen.

Der Bundesrat hat im September be-
schlossen, die Initiative dem Parlament
zurAblehnung zu empfehlen. Sie würde
den Finanzhaushalt des Bundes mit
Mehrkosten in Milliardenhöhe massiv
belasten, heisst es in einer Mitteilung.
Zudem handle es sich um einen Be-
reich, der hauptsächlich in der Zustän-
digkeit von Kantonen und Gemeinden
liege. Laut Initiativtext hätte der Bund
zwei Drittel der Kosten zu übernehmen.

Gesetzentwurf gebremst

Auch die parlamentarische Initiative
«Überführung der Anstossfinanzierung
in eine zeitgemässe Lösung» der Kom-
mission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur des Nationalrats (WBK-N) vom
Februar 2021 sieht eine Beteiligung des
Bundes an der Senkung der Kosten der
Eltern für die Finanzierung der Kita-
Plätze vor. In ihrem Rahmen diskutiert
das Parlament einen Gesetzesentwurf.
Laut Bundesrat dürften sich die Kos-
ten der Vorlage für den Bund im ersten
Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes auf
rund 710 Millionen Franken belaufen.

Nachdem der Gesetzentwurf im
März den Nationalrat passiert hatte,
trat die StänderatskommissionWBK-S
auf die Bremse. Die Mehrheit optierte
für ein anderes Modell.Dieses schliesst
an die bereits existierenden Familien-
zulagen an und will hier ein neues
Instrument einführen – eine zusätz-
liche Betreuungszulage. Anders als
beim Modell des Nationalrates kön-
nen die Empfänger der Betreuungszu-
lage wählen, wie sie die Betreuung der
Kinder organisieren.Überdies sei es ge-
rechtfertigt, dass auch dieWirtschaft in
die Finanzierungsverantwortung einge-
bunden werde, heisst es in einer Mittei-
lung derWBK-S.

Im Laufe ihrer Beratungen hat nun
die ständerätliche Bildungskommis-
sion beschlossen, einen Zusatzbericht
als Grundlage für die Vernehmlassung
zur Betreuungszulage zu erarbeiten.
Momentan gebe es hinter den Kulissen
eine Art Ringen zwischen Bund, Kan-
tonen sowieArbeitgebern, ist in Behör-
denkreisen zu hören. Es sei nicht klar,
was dabei herauskomme.

Beteiligung der Männer wichtig

Für noch wichtiger als günstige Kitas
hält Salvi indessen die Beteiligung der
Männer an der Familienarbeit. Er ver-
weist auf die nordischen Länder, die
eine relativ hohe Fertilität und eine
sehr hoheMännerbeteiligung an Haus-
halt und Kinderbetreuung haben.Aller-
dings seien Kitas dort auch sehr günstig,
was dieAnalyse von Länderdaten eben
schwierig mache.

Ein vielversprechender Ansatz, da-
für zu sorgen, dass Frauen ihreArbeits-
pensen erhöhen, sei schliesslich der
Übergang zur Individualbesteuerung.
Diese würde die Frauen weniger steuer-
lich bestrafen, wenn sie ihre Pensen er-
höhten – und das ganz ohne Subven-
tionierung durch den Staat, sagt Salvi.

Kinder beaufsichtigen und fördern ist anspruchsvoll – und gute Qualität kostet, so wie überall. CHRISTOPH RUCKSTUHL/ NZZ

«Die Neigung
zum ‹Swiss finish›
ist tendenziell auch
in diesem Bereich
spürbar.»
Marco Salvi
Senior Fellow bei Avenir Suisse
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Biden bremst den Boom
beim amerikanischen Flüssiggas
US-Erdgas hat Europa vor einer Rezession bewahrt – nun hat der Präsident ein Moratorium für neue Flüssiggasterminals verhängt

CHRISTOPH EISENRING

Von null zumWeltmarktführer in weni-
ger als zehn Jahren: Dies ist den USA
beim Export von Flüssiggas gelungen.
Sie haben damit letztes Jahr erstmals
Katar und Australien als dominierende
Anbieter von LNG (Liquefied Natural
Gas) hinter sich gelassen.

Doch diese Erfolgsgeschichte ist in
Zeiten des Klimawandels ambivalent,
zumindest für den demokratischen Prä-
sidenten Joe Biden.Will er im November
gegen seinen voraussichtlichen Heraus-
forderer Donald Trump bestehen, muss
er viele Gruppen um sich scharen. Dazu
zählen für ihn auch die Klimaschützer.

Biden hat deshalb vor kurzem ent-
schieden, den Erdgasboom zu drosseln.
Erdgas lässt sich entweder über Pipe-
lines oder mit Schiffen transportieren.
Die zweiteMöglichkeit funktioniert nur,
wenn man das Erdgas so weit abkühlt,
bis es flüssig wird. Dazu braucht es spe-
zielle Terminals, deren Bau bis zu zehn
Milliarden Dollar verschlingt.

Erdölfeld in Alaska

An der Atlantikküste und am Golf von
Mexiko stehen in den USA derzeit sie-
ben solche Monsteranlagen, die umge-
rechnet die Nachfrage von Deutschland
und Frankreich bedienen können. Wei-
tere fünf Anlagen befinden sich im Bau
und werden die Exportkapazitäten bis
2028 nochmals verdoppeln. Schliesslich
sind noch einmal zwölf Terminals pro-
jektiert. Deren Planung kann nun vor-
derhand nicht vorangetrieben werden,
weil für das dort verladene Flüssiggas

keine Exportlizenzen erteilt werden.Die
Regierung Biden wolle in den nächs-
ten Monaten eruieren, welche Auswir-
kungen die Terminals auf die Umwelt,
die Erdgaspreise und die Versorgungs-
sicherheit haben, heisst es ausWashing-
ton.Kurzfristig hat sich das Moratorium
nicht auf die Erdgaspreise ausgewirkt.
Dies dürfte erst der Fall sein, wenn es
sich länger hinzieht und Unsicherheit
bei Investoren schürt. Bidens Entscheid
ist trotzdem höchst umstritten – gerade
auch in einemWahljahr.

Erstens scheint der Klimaschutz
als Grund wohlfeil, sind die Vereinig-
ten Staaten unter Trump und Biden
doch zum grössten Förderland für fos-
sile Energieträger aufgestiegen. So hat
Biden im letzten März zum Beispiel die
Ausbeutung eines riesigen Erdölfeldes
in Alaska bewilligt, was bei Umwelt-
schützern geharnischte Reaktionen aus-
gelöst hatte. Ein Viertel der Förderung
fossiler Energieträger erfolgt heute auf
Land, das dem Bundesstaat gehört.Und
diese Ressourcen sind auch für einen
Viertel der amerikanischen CO2-Emis-
sionen verantwortlich. Es ist jedenfalls
fraglich, ob der grüne Anstrich bei jun-
gen Klimaschützern verfängt.

Zweitens ist keineswegs sicher, ob
eine Reduktion der Erdgasexporte aus
den USA der Umwelt überhaupt hilft.
Wenn Erdgas verbrennt, entsteht da-
durch etwa halb so viel CO2, wie wenn
man Kohle verfeuern würde. Das ist
auch der Grund dafür, dass die Treib-
hausgasemissionen in denUSA seit dem
Höhepunkt im Jahr 2007 um ein Fünftel
gesunken sind:Kohlekraftwerke wurden
durch Gaskraftwerke ersetzt.

Dies ist auch in anderen Weltgegen-
den zu beobachten, sei es in Europa
oder in Asien, man denke an China,
Indien, Pakistan oder Bangladesh.Wenn
die USA somit ihre Flüssiggasexporte
limitierten, könnte diese Substitution ins
Stocken geraten – auch deshalb,weil da-
durch die Erdgaspreise wieder stiegen.

Je neuer die LNG-Terminals sind,
desto weniger Methan-Lecks gebe es,
sagen Experten. Dies ist deshalb wich-
tig, weil die Klimawirkung von Methan
25 Mal so stark ist wie von Kohlendi-
oxid. Wenn also beim Verflüssigen von
Erdgas Methan austritt, kann dies den
Klimavorteil gegenüber Kohle zunichte-
machen.Es gibt in denUSA deshalb Be-
strebungen, den Methanaustritt bei der
Erdgasinfrastruktur zu verringern.

Sicherheits- wird Hauptanker

Ein dritter Kritikpunkt: Sollten die USA
ihre Kapazitäten beschränken, werden
andere Länder in die Bresche springen.
Darunter hat es autoritäre wie Katar
und Russland oder wenig stabile wie
Algerien.AuchAustralien oder Kanada
reiben sich die Hände, doch gehören
diese immerhin ins westliche Lager.

Der Boom amerikanischer Flüssig-
gasexporte hat zum einen mit der Fra-

cking-Technik zu tun, die seit 2000
immer grössere Verbreitung findet. Da-
bei wirdWasser in tiefe Gesteinsschich-
ten gepresst,woTonschiefer zerbirst und
dadurch Gasbläschen entweichen kön-
nen, die dann aufgefangen werden. Bis
vor 20 Jahren verfügten die USA noch
über Terminals zum Import von Erd-
gas. Im Zug des Frackings wurden diese
dann zu Exportzwecken umgerüstet.

Zum anderen hat die Nachfrage aus
Asien und seit Ausbruch des Ukraine-
Kriegs im Februar 2022 auch aus Europa
stark angezogen.Die USA können dank
ihren reichlichen Erdgasvorkommen
einen Teil ihrer Versorgungssicherheit
sogar auf Europa übertragen. Erst 2016
begannen sie mit der Ausfuhr von Flüs-
siggas, doch nun macht der amerikani-
sche Marktanteil beim nach Europa ge-
lieferten LNG bereits 50 Prozent aus.

Vor der Invasion hatte Europa einen
Drittel seines Erdgases vornehmlich
via Pipeline von Russland bezogen.
Dass Europa trotz den stark gestiege-
nen Energiekosten nicht in eine tiefe
Rezession gestürzt ist, liegt somit an den
Importen von Flüssiggas aus den USA.
So konnten Produktionsstopps undAb-
schaltungen vermieden werden.

Seitdem Biden das Moratorium ver-
hängt hat, streiten sich Experten dar-

über, ob es zusätzliche Terminals über-
haupt noch braucht. Angeführt wird
etwa, dass die EU bis 2030 die Emis-
sion vonTreibhausgasen um 55 Prozent
gegenüber 1990 senken wolle. Dazu
würden steigende Erdgasimporte aus
den USA nicht passen. Allerdings ist
zumindest in einer Übergangszeit noch
viel Erdgas nötig, um den schwanken-
den Solar- und Windstrom auszuglei-
chen. Allein in Deutschland ist die
Rede davon, dass es 50 neue Gaskraft-
werke brauche.

Wahlkampf als Klimaschutz

Entscheide über Angebot und Nach-
frage sind bei den Marktteilnehmern
besser aufgehoben als bei Bürokraten.
Dies gilt auch für das Erdgas in den
USA. Es sind letztlich private Firmen,
die die Risiken tragen, sollte die Rech-
nung nicht aufgehen.Aufgabe des Staa-
tes sollte es hingegen sein, dass der Erd-
gaspreis auch die Klimaschäden wider-
spiegelt. Hier hat die EU mit dem
Emissionshandel einen deutlichen Vor-
sprung gegenüber den USA, wo es kei-
nen landesweiten Preis für CO2 gibt.
Bidens Moratorium hat jedenfalls viel
mit Wahlkampf, aber wenig mit Klima-
schutz zu tun.

Ein Flüssiggastanker liegt in einem Hafen im Gliedstaat Louisiana vor Anker. JON SHAPLEY / HOUSTON CHRONICLE / GETTY
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Das Bodenpersonal
der Lufthansa streikt
(dpa) · Der Streikaufruf der Gewerk-
schaft Verdi an das Lufthansa-Boden-
personal wird denVerkehr amMittwoch
auch am Drehkreuz München schwer
treffen.Die Fluggesellschaft arbeite noch
an einem Notflugplan, aber voraussicht-
lich seien über 100 000 Passagiere betrof-
fen, teilte das Unternehmen am Montag
mit.Verdi hat das Bodenpersonal mehre-
rer Lufthansa-Gesellschaften einschliess-
lich der Technik – insgesamt rund 25 000
Beschäftigte – zu einem Warnstreik
von Mittwoch, 4 Uhr, bis Donnerstag,
7 Uhr 10, aufgerufen. Bestreikt werden
neben München auch Frankfurt, Ham-
burg, Berlin und Düsseldorf. In Mün-
chen und Frankfurt könnte dadurch auch
für Kunden vonTöchtern wie Swiss oder
Austrian Schalterpersonal der Lufthansa
nicht zur Verfügung stehen.

Problem bei noch nicht
gelieferten Boeing 737 Max
(dpa) · Boeing geht einem neuen Pro-
blem bei Flugzeugen seines Typs 737
Max nach – allerdings muss nach der-
zeitiger Einschätzung des Konzerns nur
an rund 50 bislang nicht ausgelieferten
Maschinen nachgearbeitet werden. Ein
Zulieferer habe Boeing darüber infor-
miert, dass zwei Löcher im Rumpf ei-
niger Flugzeuge möglicherweise nicht
exakt gemäss den Anforderungen ge-
bohrt worden seien, teilte der Flugzeug-
bauer am Sonntagabend (Ortszeit) mit.
Der Chef der Passagierflugzeugsparte,
Stan Deal, betonte zugleich, dass das
«potenzielle Problem» kein unmittel-
bares Problem für die Flugsicherheit
darstelle und die 737-Flugzeuge weiter
in Betrieb bleiben könnten. Die Quali-
tätskontrollen bei Boeing stehen zurzeit
ganz besonders im Fokus, nachdem sich
Anfang Januar bei einer 737-9 Max von
Alaska Airlines im Flug ein Rumpfteil
gelöst hat. Die Insassen kamen mit dem
Schrecken davon.

OECD erwartet geringes
Wachstum in Deutschland
(dpa) · Der Industriestaatenverein
OECD hat die Wachstumsprognose für
die deutsche Wirtschaft für dieses Jahr
nach unten korrigiert. Man erwarte
einen Zuwachs von 0,3 Prozent, teilte
die in Paris ansässige Organisation mit.
Im November war die OECD noch von
einemWirtschaftswachstum von 0,6 Pro-
zent ausgegangen. Auch für den Euro-
Raum korrigierte die Organisation die
Wachstumserwartung leicht nach unten,
auf 0,6 Prozent. Auf kurze Sicht werde
die Konjunktur durch angespannte Kre-
ditbedingungen gebremst. Für 2025 sieht
die OECD inDeutschland einWachstum
von 1,1 Prozent, im Euro-Raum eines von
1,3 Prozent.Verglichen mit 2023 geht die
OECD insgesamt von einer Abschwä-
chung des weltweiten Wirtschaftswachs-
tums aus. Der Weltwirtschaft prognosti-
ziert sie für dieses Jahr einen Zuwachs
um 2,9 Prozent, etwas mehr, als die Orga-
nisation im Herbst annahm. 2023 waren
es 3,1 Prozent gewesen.

Grünes Licht für
«grünen Stahl» in Bremen
(dpa) · Bundeswirtschaftsminister Robert
Habeck hat am Montag die lang erhoffte
Förderzusage für den Umbau des Bre-
mer Stahlwerks verkündet. Der Bund
unterstütze die Umstellung auf klima-
neutral produzierten Stahl an den Stand-
orten von ArcelorMittal in Bremen und
Eisenhüttenstadt. «Es ist alles geklärt»,
sagte der Grünen-Politiker bei einer Be-
triebsversammlung des Konzerns in Bre-
men.Noch fehlemit der Notifizierung der
letzte Schritt aus Brüssel, doch die Beleg-
schaft könne sich auf die Förderung ver-
lassen. Bremen hatte mehr als zwei Jahre
lang auf den Bescheid gewartet. Zuvor
hatte die EU-Kommission schon eineGe-
nehmigung für die Stahlhersteller Salzgit-
ter,ThyssenKrupp inDuisburg und Stahl-
Holding-Saar im Saarland erteilt. Das ist
die Voraussetzung dafür, dass sich Bund
und Land an den Umrüstungskosten be-
teiligen. ArcelorMittal will die beiden
Hochöfen durch Anlagen ersetzen, die
mitWasserstoff arbeiten.


